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Anordnung 

über die Bundestagswahl 1994 
Vom 16. Februar 1994 

Auf Grund des § 16 des Bundeswahlgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23. Juli 1993 (BGBl. I 
S. 1288,1594) ordne ich an: 

Die Wahl zum Deutschen Bundestag findet 
am 16. Oktober 1994 

statt. 

Berlin, den 16. Februar 1994 

Der Bundespräsident 
Weizsäcker 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister des Innern 
Kanther 
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Erste Verordnung 

zur Änderung der Einfuhrumsatzsteuer-Befreiungsverordnung 1993 

Vom 9. Februar 1994 


Auf Grund des § 5 Abs. 2 und 3 des Umsatzsteuer¬ 
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
27. April 1993 (BGBl. I S. 565), der durch Artikel 20 Nr. 6 
des Gesetzes vom 21. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2310) 
geändert worden ist, verordnet das Bundesministerium 
der Finanzen: 

Artikel 1 

Die Einfuhrumsatzsteuer-Befreiungsverordnung 1993 
vom 11. August 1992 (BGBl. I S. 1526) wird wie folgt 
geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Einfuhrumsatzsteuerfrei ist, vorbehaltlich des 
§ 11, die vorübergehende Einfuhr von Gegenstän¬ 
den, die 

1. nach den Artikeln 137 bis 144 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 
1992 zur Festlegung des Zollkodex der Gemein¬ 
schaften (ABI. EG Nr. L 302 S. 1) - Zollkodex - 
frei von Einfuhrabgaben im Sinne des Artikels 4 
Nr. 10 Zollkodex eingeführt werden können oder 
die 

2. gelegentlich und ohne gewerbliche Absicht 
eingeführt werden, sofern der Verwender hin¬ 
sichtlich dieser Gegenstände nicht oder nicht in 
vollem Umfang nach § 15 Abs. 1 Nr. 2 des 
Gesetzes zum Vorsteuerabzug berechtigt ist, 

in sinngemäßer Anwendung der genannten Vor¬ 
schriften sowie der Durchführungsvorschriften dazu; 
ausgenommen sind die Vorschriften über die vor¬ 
übergehende Verwendung bei teilweiser Be¬ 
freiung von Einfuhrabgaben im Sinne des Artikels 4 
Nr. 10 Zollkodex.“ 

b) Nach Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 2a 
eingefügt: 

„(2a) Einfuhrumsatzsteuerfrei ist, vorbehaltlich des 
§ 12, die Einfuhr der Gegenstände, die nach den 
Artikeln 185 bis 187 Zollkodex als Rückwaren frei 
von Einfuhrabgaben im Sinne des Artikels 4 Nr. 10 
Zollkodex eingeführt werden können, in sinnge¬ 
mäßer Anwendung dieser Vorschriften sowie der 
Durchführungsvorschriften dazu. Die Steuerfreiheit 
gilt auch für die Gegenstände, die in Artikel 185 
Abs. 2 Buchstabe b Zollkodex aufgeführt sind.“ 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Einfuhrumsatzsteuerfrei ist ferner die Einfuhr 
der Gegenstände, die nach den §§ 12 bis 22 der 
Zollverordnung vom 23. Dezember 1993 (BGBl. I 
S. 2449) in der jeweils geltenden Fassung frei von 
Einfuhrabgaben im Sinne des Artikels 4 Nr. 10 Zoll¬ 
kodex eingeführt werden können, in sinngemäßer 
Anwendung dieser Vorschriften.“ 


2. In § 3 wird das Wort „Zollgebiet“ durch die Worte 
„Inland oder in den österreichischen Gebieten Jung¬ 
holz und Mittelberg“ ersetzt. 

3. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Artikel 680 Buchstabe a und b der Verordnung 
(EWG) Nr. 2454/93 des Rates vom 2. Juli 1993 
mit Durchführungsvorschriften zu der Verordnung 
(EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des 
Zollkodex der Gemeinschaften (ABI. EG Nr. L 253 
S. 1) - Durchführungsverordnung zum Zollkodex - 
gilt mit der Maßgabe, daß die hergestellten Gegen¬ 
stände aus dem Zollgebiet der Gemeinschaft aus¬ 
zuführen sind.“ 

b) In Absatz 2 wird die Angabe „Nr. 4“ durch die 
Angabe „Nr. 2“ ersetzt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Werden die in Artikel 682 der Durchführungs¬ 
verordnung zum Zollkodex bezeichneten Gegen¬ 
stände verkauft, so ist bei der Ermittlung der Be¬ 
messungsgrundlage von dem Kaufpreis auszu¬ 
gehen, den der erste Käufer im Inland oder in den 
österreichischen Gebieten Jungholz und Mittelberg 
gezahlt oder zu zahlen hat.“ 

4. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird aufgehoben. 

b) Absatz 2 wird einziger Absatz. In Satz 1 werden die 
Worte „Die Steuerbegünstigung“ durch die Worte 
„Die Einfuhrumsatzsteuerfreiheit von Rückwaren 
(Artikel 185 bis 187 Zollkodex)" ersetzt. 

5. Nach § 12 werden folgende §§ 12a und 12b eingefügt: 

„§ 12a 

Freihafenlagerung 

(1) Einfuhrumsatzsteuerfrei ist die Einfuhr von Ge¬ 
genständen, die als Gemeinschaftswaren ausgeführt 
und in einem Freihafen vorübergehend gelagert wor¬ 
den sind. Die Steuerfreiheit hängt davon ab, daß die 
nachfolgenden Vorschriften eingehalten sind. 

(2) Die Lagerung bedarf einer besonderen Zulas¬ 
sung; sie wird grundsätzlich nur zugelassen, wenn im 
Freihafen vorhandene Anlagen sonst nicht wirtschaft¬ 
lich ausgenutzt werden können und der Freihafen 
durch die Lagerung seinem Zweck nicht entfremdet 
wird. Für die Zulassung ist das von der Oberfinanz¬ 
direktion dafür bestimmte Hauptzollamt zuständig. Der 
Antrag auf Zulassung ist vom Lagerhalter schriftlich zu 
stellen. Die Zulassung wird schriftlich erteilt. 

(3) Die Gegenstände sind vor der Ausfuhr zu gestel- 
len und mit dem Antrag anzumelden, die Ausfuhr in den 
Freihafen zollamtlich zu überwachen. Unter bestimm- 
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ten Voraussetzungen und Bedingungen kann zugelas¬ 
sen werden, daß die Gegenstände ohne Gestellung 
ausgeführt werden. 

(4) Für die Wiedereinfuhr der Gegenstände wird eine 
Frist gesetzt; dabei werden die zugelassene Lager¬ 
dauer und die erforderlichen Beförderungszeiten be¬ 
rücksichtigt. Die Zollstelle erteilt dem Antragsteller 
einen Zwischenschein und überwacht die Ausfuhr. 

(5) Die Gegenstände dürfen im Freihafen nur wie 
zugelassen gelagert werden. Die Lagerdauer darf ohne 
Zustimmung des Hauptzollamts nach Absatz 2 Satz 2 
nicht überschritten werden. Die Frist für die Wiederein¬ 
fuhr der Gegenstände darf nur aus zwingendem Anlaß 
überschritten werden; der Anlaß ist nachzuweisen. 

(6) Für die Überführung der Gegenstände in den 
freien Verkehr nach der Wiedereinfuhr ist der Zwi¬ 
schenschein als Steueranmeldung zu verwenden. 

§ 12b 

Freihafen-Veredelung 

(1) Einfuhrumsatzsteuerfrei ist die Einfuhr von Ge¬ 
genständen, die in einem Freihafen veredelt worden 
sind, sofern die bei der Veredelung verwendeten 
Gegenstände als Gemeinschaftswaren ausgeführt 
worden sind. Anstelle der ausgeführten Gegenstände 
können auch Gegenstände veredelt werden, die den 
ausgeführten Gegenständen nach Menge und Be¬ 
schaffenheit entsprechen. Die Steuerfreiheit hängt 
davon ab, daß die nachfolgenden Vorschriften ein¬ 
gehalten sind. 

(2) Die Freihafen-Veredelung bedarf einer Bewilli¬ 
gung; sie wird nur erteilt, wenn der Freihafen dadurch 
seinem Zweck nicht entfremdet wird. Für die Bewilli¬ 
gung ist die von der Oberfinanzdirektion dafür be¬ 
stimmte Zollstelle zuständig. Der Antrag auf Bewilli¬ 
gung ist vom Inhaber des Freihafenbetriebs schriftlich 
zu stellen. Die Bewilligung wird schriftlich erteilt; sie 
kann jederzeit widerrufen werden. In der Bewilligung 
wird bestimmt, welche Zollstelle die Veredelung über¬ 
wacht (überwachende Zollstelle), welcher Zollstelle die 
unveredelten Gegenstände zu gestellen sind und bei 


welcher Zollstelle der Antrag auf Überführung der ver¬ 
edelt eingeführten Gegenstände in den freien Verkehr 
■ zu stellen ist. 

(3) Die unveredelten Gegenstände sind vor der Aus¬ 
fuhr zu gestellen und mit dem Antrag anzumelden, 
sie für die Freihafen-Veredelung zur Ausfuhr abzufer¬ 
tigen. Wenn die zollamtliche Überwachung anders als 
durch Gestellung gesichert erscheint, kann die über¬ 
wachende Zollstelle unter bestimmten Voraussetzun¬ 
gen und Bedingungen zulassen, daß die unveredelten 
Gegenstände durch Anschreibung in die Freihafen- 
Veredelung übergeführt werden; die Zulassung kann 
jederzeit widerrufen werden. 

(4) Die Zollstelle sichert die Nämlichkeit der unver¬ 
edelten Gegenstände, sofern die Veredelung von 
Gegenständen, die den ausgeführten Gegenständen 
nach Menge und Beschaffenheit entsprechen, nicht 
zugelassen ist. Sie erteilt dem Veredeler einen Ver¬ 
edelungsschein, in dem die zur Feststellung der Näm¬ 
lichkeit getroffenen Maßnahmen und die Frist für die 
Einfuhr der veredelten Gegenstände vermerkt werden. 

(5) Der Antrag auf Überführung der veredelten 
Gegenstände in den freien Verkehr ist vom Veredeler 
bei der in der Bewilligung bestimmten Zollstelle zu 
stellen.“ 

6. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Einfuhrumsatzsteuer wird erstattet oder 
erlassen in den in den Artikeln 235 bis 242 Zoll¬ 
kodex bezeichneten Fällen in sinngemäßer Anwen¬ 
dung dieser Vorschriften und der Durchführungs¬ 
vorschriften dazu.“ 

b) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Satz 1 gilt nicht für die Fälle des Artikels 236 Zoll¬ 
kodex.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1994 
in Kraft. 


Bonn, den 9. Februar 1994 


Der Bundesminister der Finanzen 
Theo Waigel 
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Dritte Verordnung 

zur Änderung der Verordnung zur Gleichstellung von Prüfungszeugnissen 
der Staatlichen Glasfachschule Rheinbach mit den Zeugnissen 
über das Bestehen der Gesellenprüfung in handwerklichen Ausbildungsberufen 

Vom 11. Februar 1994 


Auf Grund des § 40 Abs. 1 der Handwerksordnung 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Dezember 
1965 (BGBl. 1966 I S. 1), der zuletzt durch Artikel 24 
des Gesetzes vom 18. März 1975 (BGBl. I S. 705) 
geändert worden Ist, verordnet das Bundesministerium 
für Wirtschaft nach Anhörung des Hauptausschusses 
des Bundesinstituts für Berufsbildung gemäß § 19 
Nr. 1 des Berufsbildungsförderungsgesetzes vom 
23. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1692) im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium für Bildung und Wissen¬ 
schaft: 

Artikel 1 

Die Verordnung zur Gleichstellung von Prüfungszeug¬ 
nissen der Staatlichen Glasfachschule Rheinbach mit den 
Zeugnissen über das Bestehen der Gesellenprüfung in 
handwerklichen Ausbildungsberufen vom 10. Juli 1978 
(BGBl. I S. 985), zuletzt geändert durch die Verordnung 
vom 21. Februar 1990 (BGBl. I S. 300), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Das Datum „30. September 1993“ wird durch das 
Datum „30. September 1998“ ersetzt. 


b) Die Aufstellung wird wie folgt gefaßt: 


Bezeichnung des 
Prüfungszeugnisses der 
Staatlichen Glasfachschule 

Ausbildungsberuf, für 
den gleichgestellt wird 

Abschlußprüfung als 
Glaser/Glaserin 

Glaser/Glaserin 

Abschlußprüfung als 
Glasveredler/Glasveredierin 

Glasveredler/ 

Glasveredterin 

Abschlußprüfung als 

Glas- und Porzellanmaler/ 
Glas- und Porzellanmalerin 

Glas- und Porzellan¬ 
maler/Glas- und 
Porzellanmalerin 


2. § 2 wird wie folgt gefaßt: 

»§2 

Die Gleichstellungen für die vor dem 25. Februar 
1994 erteilten Zeugnisse, die in der Verordnung vom 
10. Juli 1978 (BGBl. I S. 985) in der Fassung der Ver¬ 
ordnung vom 21. Februar 1990 (BGBl. I S.300) aufge¬ 
führt sind, gelten unverändert fort.“ 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


Der Bundesrat hat zugestimmt. 


Bonn, den 11. Februar 1994 

Der Bundesminister für Wirtschaft 
In Vertretung 
J. Eekhoff 
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Erste Verordnung 

zur Änderung der Anlage zu § 1 des Gesetzes 
über die Eignungsprüfung für die Zulassung zur Patentanwaltschaft 

Vom 16. Februar 1994 

Auf Grund des § 10 Nr. 1 des Gesetzes über die Eignungsprüfung für die 
Zulassung zur Patentanwaltschaft vom 6. Juli 1990 (BGBl. I S. 1349,1351), der 
durch Artikel 37 Nr. 7 des Gesetzes vom 27. April 1993 (BGBl. I S. 512) geändert 
worden ist, verordnet das Bundesministerium der Justiz: 

Artikel 1 

Änderung des Anlage zu § 1 des Gesetzes 
über die Eignungsprüfung für die Zulassung zur Patentanwaltschaft 

Die Anlage zu § 1 des Gesetzes über die Eignungsprüfung für die Zulassung 
zur Patentanwaltschaft vom 6. Juli 1990 (BGBl. IS. 1349,1351), das zuletzt durch 
Artikel 37 des Gesetzes vom 27. April 1993 (BGBl. I S. 512) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift werden nach den Worten „Europäische Gemeinschaften“ 
die Worte „oder der anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum“ angefügt. 

2. Nach den Worten „Agente de la Propriedad Industrial“ werden folgende 
Worte angefügt: 

im Vereinigten Königreich: Patent Agent 

- in Österreich: Patentanwalt 

- in Finnland: Patenttiasiamies“. 


Artikel 2 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. März 1994 in Kraft. 


Bonn, den 16. Februar 1994 

Die Bundesministerin der Justiz 
S. Leutheusser-Schnarrenberger 



306 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1994, Teil I 


Verordnung 

zur Änderung der Landwirtschaftsförderungsverordnung 
und der Landwirtschafts-Anpassungshilfenverordnung 1993 bis 1995 

Vom 17. Februar 1994 


Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten verordnet jeweils im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium der Finanzen 

- auf Grund des § 5 Abs. 3 des Gesetzes zur Förderung 
der bäuerlichen Landwirtschaft vom 12. Juli 1989 
(BGBl. IS. 1435), der durch Artikel 1 Nr. 8 des Gesetzes 
vom 7. Juli 1993 (BGBl. I S. 1130) geändert worden ist, 
und 

- auf Grund des § 1 Abs. 2 des Fördergesetzes vom 
6. Juli 1990 (GBl. I Nr. 42 S. 633), das nach Anlage li 
Kapitel VI Sachgebiet A Abschnitt III Nr. 1 des 
Einigungsvertrages in Verbindung mit Artikel 1 des 
Gesetzes vom 23. September 1990 (BGBl. 1990 li 
S. 885,1204) fortgilt: 

Artikel 1 
Änderung 

der Landwirtschaftsförderungsverordnung 

§ 1 Abs. 1 der Landwirtschaftsförderungsverordnung 
vom 19. Juli 1989 (BGBl. I S. 1472), die zuletzt durch die 
Verordnung vom 18. Dezember 1992 (BGBl. I S. 2148) 
geändert worden ist, wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Der Antrag auf Ausgleichsleistung ist bis zu dem in 
§ 4 Abs. 1 Satz 2 der Kulturpflanzen-Ausgleichszahlungs- 
Verordnung genannten Zeitpunkt des Jahres, für das die 
Ausgleichsleistung beantragt wird, schriftlich bei der nach 
Landesrecht zuständigen Behörde zu stellen.“ 

Artikel 2 
Änderung 

der Landwirtschafts-Anpassungshilfenverordnung 
1993 bis 1995 

Die Landwirtschafts-Anpassungshilfenverordnung 1993 
bis 1995 vom 9. Juli 1993 (BGBl. I S. 1150) wird wie folgt 
geändert: 

1. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 
aa) Buchstabe c wird wie folgt gefaßt: 

,,c) von Antragstellern in den Jahren 1994 
und 1995, deren Unternehmen vor dem 
1. Dezember des Jahres vor dem Jahr der 
Antragstellung gegründet worden sind, der 
Durchschnittsbestand der Monate Dezem¬ 
ber des Jahres vor dem Jahr der Antrag¬ 
stellung sowie der beiden darauffolgenden 
Monate an gehaltenen Tieren in der Land¬ 
wirtschaft nach Kategorien,“. 

bb) In Buchstabe d wird die Angabe „31. De¬ 
zember“ durch die Angabe „30. November“ 
ersetzt. 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt: 

„(2a) Werden innerhalb eines Zeitraums von zwölf 
Monaten vor dem nach § 6 Abs. 2 maßgeblichen 
Antragszeitpunkt tierseuchenrechtliche Maßnah¬ 
men angeordnet, die dazu führen, daß 


1. in den in Absatz 2 Nr. 2 Buchstabe a oder c 
genannten Zeiträumen in einer Kategorie keine 
oder um mehr als ein Drittel verminderte Tierbe¬ 
stände gehalten werden, ist für die Ermittlung 
der Erzeugungseinheiten in dieser Kategorie der 
Durchschnittsbestand des vor der Verminde¬ 
rung der Tierbestände liegenden Zeitraums von 
drei Monaten oder, falls das Unternehmen des 
Antragstellers innerhalb des letztgenannten 
Zeitraums gegründet wurde, der Bestand am 
Tag vor der Verminderung der Tierbestände 
maßgebend, 

2. zu den nach Absatz 2 Nr. 2 Buchstabe b oder d 
maßgeblichen Zeitpunkten in einer Kategorie 
keine oder um mehr als ein Drittel verminderte 
Tierbestände gehalten werden, ist für die Er¬ 
mittlung der Erzeugungseinheiten in dieser 
Kategorie der Bestand am Tag vor der Vermin¬ 
derung der Tierbestände maßgebend.“ 

2. In § 5 Abs. 1 werden nach dem Wort „Thüringen“ die 
Worte „sowie für das in Artikel 1 Abs. 1 des Staatsver¬ 
trages vom 2./9. Mai 1993 zwischen den Ländern 
Mecklenburg-Vorpommern und Niedersachsen über 
die Umgliederung der Gemeinden im ehemaligen Amt 
Neuhaus und anderer Gebiete nach Niedersachsen 
(BGBl. I S. 1513) genannte Umgliederungsgebiet von 
den im Land Niedersachsen“ eingefügt. 

3. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Worte „bis zum 15. Mai“ 
durch die Worte „bis zu dem in § 4 Abs. 1 Satz 2 der 
Kulturpflanzen-Ausgleichszahlungs-Verordnung ge¬ 
nannten Zeitpunkt“ ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 1 a ein¬ 
gefügt: 

„1 a. Anschriften weiterer auf eigene Rechnung 
bewirtschafteter Betriebe,“. 

bb) Nummer 4 wird gestrichen, 
cc) Nummer 7 wird wie folgt gefaßt: 

„7. von Antragstellern in den Jahren 1994 und 
1995, deren Unternehmen vor dem 1. De¬ 
zember des Jahres vor dem Jahr der An¬ 
tragstellung gegründet worden sind, der 
Durchschnittsbestand der Monate Dezem¬ 
ber des Jahres vor dem Jahr der Antrag¬ 
stellung sowie der beiden darauffolgenden 
Monate an gehaltenen Tieren in der Land¬ 
wirtschaft nach Kategorien; sofern in die¬ 
sem Zeitraum auf Grund tierseuchenrecht¬ 
licher Maßnahmen, die innerhalb eines 
Zeitraums von zwölf Monaten vor dem 
nach Absatz 2 maßgeblichen Antragszeit¬ 
punkt angeordnet worden sind, in einer 
Kategorie keine oder um mehr als ein Drittel 
verminderte Tierbestände gehalten wer- 
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den, zusätzlich der Durchschnittsbestand 
in dieser Kategorie in dem vor der Vermin¬ 
derung der Tierbestände liegenden Zeit¬ 
raum von drei Monaten oder, falls das 
Unternehmen des Antragstellers innerhalb 
des letztgenannten Zeitraums gegründet 
wurde, der Bestand am Tag vor der Vermin¬ 
derung der Tierbestände,“. 

dd) Nummer 8 wird wie folgt gefaßt: 

„8. von Antragstellern in den Jahren 1994 
und 1995, deren Unternehmen nach dem 
30. November des Jahres vor dem Jahr der 
Antragstellung gegründet worden sind, der 
Tag der Gründung, der Rechtsvorgänger 
und der zum Zeitpunkt der Antragstellung 
gehaltene Tierbestand in der Landwirt¬ 
schaft nach Kategorien; sofern zu diesem 
Zeitpunkt auf Grund tierseuchenrechtlicher 
Maßnahmen, die vor dem nach Absatz 2 
maßgeblichen Antragszeitpunkt angeord¬ 
net worden sind, in einer Kategorie keine 


oder um mehr als ein Drittel verminderte 
Tierbestände gehalten werden, zusätzlich 
der Bestand in dieser Kategorie am Tag vor 
der Verminderung der Tierbestände.“ 

c) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefügt: 

„(3a) Soweit die tatsächliche Bodennutzung für die 
Ernte im Jahr der Antragstellung zum 15. Mai dieses 
Jahres hinsichtlich der Kulturarten von den im 
Antrag gemachten Angaben abweicht, hat der 
Antragsteller die Änderungen der Bewilligungs¬ 
behörde bis zum vorgenannten Zeitpunkt schriftlich 
mitzuteilen. Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend.“ 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

(2) Abweichend von Absatz 1 tritt Artikel 2 Nr. 1 Buch¬ 
stabe b mit Wirkung vom 16. Juli 1993 in Kraft. 


Der Bundesrat hat zugestimmt. 


Bonn, den 17. Februar 1994 


Der Bundesminister 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Jochen Borchert 
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Erste Verordnung 

zur Änderung der Schweinehaltungsverordnung*) 
Vom 18. Februar 1994 


Auf Grund des § 2a Abs. 1 in Verbindung mit § 16b 
Abs. 1 Satz 2 des Tierschutzgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Februar 1993 (BGBl. I S. 254) 
und Artikel 6 Abs. 1 Satz 1 des Einigungsvertragsgesetzes 
vom 23. September 1990 (BGBl. 1990 II S. 885) verordnet 
das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten nach Anhörung der Tierschutzkommission: 


Artikel 1 

Die Schweinehaltungsverordnung vom 30. Mai 1988 
(BGBl. IS. 673) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 3 wird aufgehoben. 

2. In § 2 wird nach Nummer 1 folgende Nummer ein¬ 
gefügt: 

„1a. Der Stall muß so angelegt sein, daß einzeln 
gehaltene Schweine Sichtkontakt zu anderen 
dort gehaltenen Schweinen haben können.“ 

3. Nach § 2 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 2a 

Allgemeine Anforderungen 
für das Halten von Schweinen 

Schweine dürfen nur nach Maßgabe folgender 

Vorschriften gehalten werden: 

1. Die Schweine müssen ungehindert liegen, auf¬ 
stehen, sich hinlegen, eine natürliche Körperhaltung 
einnehmen sowie ungehindert Futter und Wasser 
aufnehmen können. 

2. Die Schweine dürfen nicht mehr als unvermeidbar 
mit Harn und Kot in Berührung kommen; ihnen 
muß ein trockener Liegebereich zur Verfügung 
stehen. 

3. In einstreulosen Ställen muß sichergestellt sein, 
daß sich die Schweine täglich mehr als eine 
Stunde mit Stroh, Rauhfutter oder anderen ge¬ 
eigneten Gegenständen beschäftigen können. 

4. Kranke oder verletzte Tiere müssen erforderlichen¬ 
falls in geeigneten Haltungseinrichtungen mit 
trockener und weicher Einstreu oder Unterlage 
abgesondert werden können.“ 


*) Diese Verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie 91/630/EWG des 
Rates vom 19. November 1991 über Mindestanforderungen für den 
Schutz von Schweinen (ABI. EG Nr. L 340 S. 33). 


4. Nach § 3 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

»§ 3a 

Absetzen der Ferkel 

Saugferkel dürfen erst im Alter von über drei 
Wochen abgesetzt werden, es sei denn, das Ab¬ 
setzen ist zum Schutz des Muttertieres oder des 
Saugferkels vor Schmerzen, Leiden oder Schäden 
erforderlich.“ 


5. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Dem bisherigen Wortlaut wird folgender Absatz 
vorangestellt: 

„(1) Ferkel sind möglichst bald nach dem Ab¬ 
setzen in Gruppen zu halten; Umgruppierungen 
sind möglichst zu vermeiden.“ 

b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 2, und in ihm 
wird Nummer 2 wie folgt gefaßt: 

„2. Entsprechend dem Durchschnittsgewicht 
der Ferkel muß für jedes Ferkel mindestens 
eine uneingeschränkt benutzbare Boden¬ 
fläche nach folgender Tabelle zur Verfügung 
stehen: 

Durchschnittsgewicht Bodenfläche 

kg m 2 /Tier 

bis 20 0,20 

über 20 0,30“. 

6. Dem § 5 werden folgende Absätze angefügt: 

„(3) Abferkelbuchten müssen so angelegt sein, daß 
hinter dem Liegeplatz der Sau genügend Bewegungs¬ 
freiheit für das ungehinderte Abferkeln sowie für 
geburtshilfliche Maßnahmen besteht. 

(4) Eberbuchten müssen so angelegt sein, daß 
der Eber sich ungehindert umdrehen und andere 
Schweine hören, riechen und sehen kann. Die Bucht 
für einen erwachsenen Eber muß eine Fläche von 
mindestens 6 Quadratmetern haben. Wird die Bucht 
zum Decken benutzt, so muß ihre Fläche so groß 
sein, daß die Sau dem Eber ausweichen und sich 
ungehindert umdrehen kann.“ 

7. §6 wird wie folgf geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. Entsprechend dem Durchschnittsgewicht 
der Tiere muß für jedes Schwein mindestens 
eine uneingeschränkt benutzbare Boden- 
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fläche nach folgender Tabelle zur Verfügung 
stehen: 


Durchschnittsgewicht 

kg 

Bodenfläche 

m 2 /Tier 

30 bis 50 

0,40 

50 bis 85 

0,55 

85 bis 110 

0,65 

110 bis 150 

1,00 

über 150 

1,60“. 


b) In Nummer 4 werden nach den Worten „Unverträg¬ 
lichkeiten zeigen“ die Worte „oder gegen die sich 
solches Verhalten richtet“ eingefügt. 

8. Dem § 8 wird folgender Satz angefügt: 

„Ferner muß eine geeignete Beleuchtung zur Über¬ 
wachung der Tiere zur Verfügung stehen.“ 

9. Dem § 9 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Im Aufenthaltsbereich der Schweine sollen je Kubik¬ 
meter Luft folgende Werte nicht überschritten sein: 

Gas Kubikzentimeter 

Ammoniak 20 

Kohlendioxid 3000 

Schwefelwasserstoff 5“. 

10. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Soweit notwendig, ist unverzüglich ein Tierarzt 
hinzuzuziehen.“ 

b) Absatz 3 wird durch folgende Absätze ersetzt: 

„(3) Es muß sichergestellt sein, daß alle Schweine 
mit Futter und Wasser in ausreichender Menge 
und Qualität versorgt werden. Schweine müssen 
mindestens einmal täglich gefüttert werden. 

(4) Trächtige Sauen und Jungsauen sind er¬ 
forderlichenfalls gegen Parasiten zu behandeln 
und sind vor dem Einstallen in die Abferkelbucht zu 
reinigen. 

(5) Es muß sichergestellt sein, daß Mist, Jauche 
und Gülle in zeitlich erforderlichen Abständen aus 
den Stallungen und Buchten entfernt werden oder 
daß regelmäßig neu mit trockenem, sauberem und 
gesundheitsunschädlichem Material eingestreut 
wird. Erforderlichenfalls sind Stallungen, Buchten, 
Einrichtungen und Gerätschaften, mit denen 
Schweine in Berührung kommen, zu reinigen und 
zu desinfizieren.“ 

11. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 3 wird durch folgende Sätze ersetzt: 

„Ist ein Stall auf elektrisch betriebene Lüftung 
angewiesen, so muß eine Alarmanlage vorhanden 
sein, die dem Tierhalter eine Betriebsstörung 
meldet. Die Alarmanlage muß regelmäßig auf ihre 
Funktionsfähigkeit überprüft werden.“ 


b) Folgender Absatz wird angefügt: 

„(3) Anbindevorrichtungen und Halsbänder müs¬ 
sen mindestens wöchentlich auf beschwerde¬ 
freien Sitz überprüft und erforderlichenfalls an¬ 
gepaßt werden.“ 

12. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. entgegen 

a) § 2 Nr. 2 oder 4, § 2a Nr. 1 oder 3, § 3, 
§ 5 Abs. 2,3 oder 4 oder 

b) § 5 Abs. 1 
Schweine hält,“. 

b) In Nummer 2 wird die Angabe „§ 4“ durch die 
Angabe „§ 4 Abs. 2“ ersetzt. 

c) Nummer 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. entgegen § 7 Schweine hält,“. 

d) Nummer 5 wird wie folgt gefaßt: 

„5. einer Vorschrift des § 9 Abs. 2 oder 3 über die 
M indesttemperatur zuwiderhandelt, “. 

e) In Nummer 7 werden die Worte „einer Vorschrift 
a) des § 11 Abs. 1 oder b) des § 11 Abs. 2“ durch 
die Worte „einer Vorschrift des § 11 Abs. 1 oder 2“ 
ersetzt. 

13. § 13 wird durch folgende Vorschrift ersetzt: 

,.§13 

Übergangsregelung 

§ 4 Nr. 2 in der am 28. Februar 1994 geltenden 
Fassung findet auf Ställe, die vor dem 1. Januar 1994 
in Benutzung genommen worden sind, bis zum 
31. Dezember 1995 Anwendung.“ 

14. § 14 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Abweichend hiervon treten in Kraft 

1. § 2 Nr. 1a am 1. Januar 1995, 

2. § 5 Abs. 1 und § 12 Nr. 1 Buchstabe b in dem 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland nach dem 
Stand bis zum 3. Oktober 1990 am 1. Januar 1995 
und in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages 
genannten Gebiet am 1. Januar 1997.“ 

Artikel 2 

Die Schweinehaltungsverordnung, geändert durch 
Artikel 1 dieser Verordnung, wird wie folgt geändert: 

1. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Worte „Anbinde- und“ 
gestrichen. 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In der Einleitung werden die Worte „in Anbinde¬ 
haltung oder" gestrichen. 

bb) In Nummer 1 werden die Worte „die Vorrichtun¬ 
gen für die Anbindehaltung und“ gestrichen. 

cc) In Nummer 3 werden das Wort „Haltungsfor¬ 
men“ durch das Wort „Haltungsform“ und das 
Wort „führen“ durch das Wort „führt“ ersetzt. 
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dd) Satz 2 wird aufgehoben. 

c) In Absatz 2 werden die Worte „nicht in Anbinde¬ 
haltung gehalten werden; sie dürfen während dieser 
Zeit“ gestrichen. 

2. Nach § 7 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 7a 

Verbot der Anbindehaltung 
Die Anbindehaltung ist verboten.“ 

3. In § 10 Abs. 3 wird nach Satz 1 folgender Satz 
eingefügt: 

„Jedes über zwei Wochen alte Schwein muß jederzeit 
Zugang zu Wasser haben.“ 

4. In § 11 Abs. 3 werden die Worte „Anbindevorrichtungen 
und“ gestrichen. 

5. In § 12 Nr. 3 wird nach der Angabe „§ 7“ die Angabe 
„oder § 7a“ eingefügt. 


6. § 13 wird wie folgt gefaßt: 

„§13 

Übergangsregelung 

§ 7, § 11 Abs. 3 und § 12 Nr. 3 in der am 31. Dezem¬ 
ber 1995 geltenden Fassung finden auf Ställe, die vor 
dem 1. Januar 1996 in Benutzung genommen worden 
sind, bis zum 31. Dezember 2005 Anwendung.“ 

Artikel 3 

Kapitel VI Sachgebiet A Abschnitt III Nr. 16 der Anlage I 
des Einigungsvertrages vom 31. August 1990 (BGBl. 1990 
II S. 885,1015) ist nicht mehr anzuwenden. 

Artikel 4 

Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten kann den Wortlaut der Schweinehaltungsver¬ 
ordnung in der vom 1. März 1994 an geltenden Fassung 
im Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 

Artikel 5 

Artikel 2 tritt am 1. Januar 1996 in Kraft; im übrigen tritt 
diese Verordnung am 1. März 1994 in Kraft. 


Der Bundesrat hat zugestimmt. 


Bonn, den 18. Februar 1994 


Der Bundesminister 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
In Vertretung 
F. J. Feiter 
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Bekanntmachung 

der Neufassung der Schweinehaltungsverordnung 
Vom 18. Februar 1994 


Auf Grund des Artikels 4 der Ersten Verordnung 
zur Änderung der Schweinehaltungsverordnung vom 
18. Februar 1994 (BGBl. I S. 308) wird nachstehend 
der Wortlaut der Schweinehaltungsverordnung in der 
ab 1. März 1994 geltenden Fassung bekanntgemacht. 
Die Neufassung berücksichtigt: 

1. die im wesentlichen am 1. Juli 1988 in Kraft getretene 
Verordnung vom 30. Mai 1988 (BGBl. I S. 673), 

2. die im wesentlichen am 1. März 1994 in Kraft tretende 
eingangs genannte Verordnung. 


Die Rechtsvorschriften wurden erlassen auf Grund 

zu 1. des § 2a Abs. 1 in Verbindung mit § 16b Abs. 1 
Satz 2 des Tierschutzgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. August 1986 (BGBl. I 
S. 1319), 

zu 2. des § 2a Abs. 1 in Verbindung mit § 16b Abs. 1 
Satz 2 des Tierschutzgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Februar 1993 (BGBl. I 
S. 253) und des Artikels 6 Abs. 1 Satz 1 des 
Einigungsvertragsgesetzes vom 23. September 1990 
(BGBl. 1990 IIS. 885). 


Bonn, den 18. Februar 1994 


Der Bundesminister 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
In Vertretung 
F. J. Feiter 
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Verordnung 

zum Schutz von Schweinen bei Stallhaltung 
(Schweinehaltungsverordnung) 


§1 

Anwendungsbereich 

(1) Diese Verordnung gilt für das Halten von Haus¬ 
schweinen in Ställen. 

(2) Die Vorschriften dieser Verordnung sind nicht an¬ 
zuwenden 

1. während einer tierärztlichen Behandlung, soweit nach 
dem Urteil des Tierarztes im Einzelfall andere Hal¬ 
tungsanforderungen notwendig sind, 

2. bei einem Tierversuch, soweit für den verfolgten Zweck 
andere Haltungsanforderungen unerläßlich sind, 

3. bei der mutterlosen Aufzucht gnotobiotischer oder 
spezifiziert pathogenfreier Ferkel, soweit nach dem 
Urteil des Tierarztes in der Aufzuchtstation andere 
Haltungsanforderungen unerläßlich sind. 

§2 

Allgemeine Anforderungen an Ställe 

Schweine dürfen nur in Ställen gehalten werden, die 
folgenden Anforderungen entsprechen: 

1. Der Stall muß nach seiner Bauweise, seinem Material, 
seiner technischen Ausstattung und seinem Zustand 
so beschaffen sein, daß von ihm keine vermeidbaren 
Gesundheitsschäden für die Schweine ausgehen und 
eine Deckung ihres Bedarfs möglich ist. 

1 a. Der Stall muß so angelegt sein, daß einzeln gehaltene 
Schweine Sichtkontakt zu anderen dort gehaltenen 
Schweinen haben können. 

2. Der Boden muß im ganzen Aufenthaltsbereich der 
Schweine und in den Treibgängen rutschfest und 
trittsicher sein. 

3. Ein Boden mit Löchern, Spalten oder sonstigen 
Aussparungen muß so beschaffen sein, daß von 
ihm keine Gefahr von Verletzungen an Klauen oder 
Gelenken ausgeht; er muß der Größe und dem 
Gewicht der Tiere entsprechen. 

4. Bei einem Metallgitterboden aus geschweißtem oder 
gewobenem Drahtgeflecht muß der Draht ummantelt 
sein und der einzelne Draht mit Mantel mindestens 
9 Millimeter Durchmesser haben. 

5. Der Boden muß im Liegebereich so beschaffen sein, 
daß er die Erfordernisse für das Liegen erfüllt, ins¬ 
besondere, daß eine nachteilige Beeinflussung der 
Gesundheit der Schweine durch Wärmeableitung 
vermieden wird. 

§ 2a 

Allgemeine Anforderungen 
für das Halten von Schweinen 

Schweine dürfen nur nach Maßgabe folgender Vor¬ 
schriften gehalten werden: 

1. Die Schweine müssen ungehindert liegen, aufstehen, 
sich hinlegen, eine natürliche Körperhaltung einneh¬ 
men sowie ungehindert Futter und Wasser aufnehmen 
können. 


2. Die Schweine dürfen nicht mehr als unvermeidbar mit 
Ham und Kot in Berührung kommen; ihnen muß ein 
trockener Liegebereich zur Verfügung stehen. 

3. In einstreulosen Ställen muß sichergestellt sein, daß 
sich die Schweine täglich mehr als eine Stunde mit 
Stroh, Rauhfutter oder anderen geeigneten Gegen¬ 
ständen beschäftigen können. 

4. Kranke oder verletzte Tiere müssen erforderlichenfalls 
in geeigneten Haltungseinrichtungen mit trockener und 
weicher Einstreu oder Unterlage abgesondert werden 
können. 

§3 

Besondere Anforderungen an Ställe 
für das Halten nicht abgesetzter Ferkel 

Schweine mit einem Gewicht bis 30 Kilogramm (Ferkel), 
die nicht abgesetzt sind, dürfen nur in Ställen gehalten 
werden, die folgenden weiteren Anforderungen ent¬ 
sprechen: 

1. In Abferkelbuchten müssen Schutzvorrichtungen 
gegen ein Erdrücken der Ferkel vorhanden sein. 

2. Der Aufenthaltsbereich der Ferkel muß so beschaffen 
sein, daß alle Ferkel jeweils gleichzeitig ungehindert 
saugen und sich ausruhen können. 

3. Der Liegebereich muß entweder ausreichend ein¬ 
gestreut oder wärmegedämmt und beheizbar sein; der 
Boden darf nicht perforiert oder muß abgedeckt sein. 

§ 3a 

Absetzen der Ferkel 

Saugferkel dürfen erst im Alter von über drei Wochen 
abgesetzt werden, es sei denn, das Absetzen ist zum 
Schutz des Muttertieres oder des Saugferkels vor 
Schmerzen, Leiden oder Schäden erforderlich. 

§4 

Anforderungen für das Halten 
abgesetzter Ferkel in Gruppen 

(1) Ferkel sind möglichst bald nach dem Absetzen in 
Gruppen zu halten; Umgruppierungen sind möglichst zu 
vermeiden. 

(2) Abgesetzte Ferkel dürfen in Gruppen nur nach 
Maßgabe folgender Vorschriften gehalten werden: 

1. Das Durchschnittsgewicht der Ferkel muß mindestens 
5 Kilogramm betragen; bei neu zusammengesetzten 
Gruppen darf das Gewicht der einzelnen Ferkel um 
höchstens 20 vom Hundert vom Durchschnittsgewicht 
abweichen. 

2. Entsprechend dem Durchschnittsgewicht der Ferkel 
muß für jedes Ferkel mindestens eine uneingeschränkt 
benutzbare Bodenfläche nach folgender Tabelle zur 
Verfügung stehen: 

Durchschnittsgewicht Bodenfläche 

kg m 2 /Tier 

bis 20 0,20 

über 20 0,30 
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3. Bei rationierter Fütterung muß der Freßplatz so 
beschaffen sein, daß alle Ferkel gleichzeitig fressen 
können; bei tagesrationierter Fütterung genügt es, 
wenn für jeweils zwei Ferkel eine Freßstelle vorhanden 
ist. Bei Fütterung zur freien Aufnahme muß für jeweils 
höchstens vier Ferkel eine Freßstelle vorhanden sein. 

4. Bei Verwendung von Selbsttränken muß für jeweils 
höchstens 12 Ferkel eine Tränkstelle vorhanden sein. 

§5 

Besondere Anforderungen an Ställe 
für das Halten von Schweinen über 30 Kilogramm 

(1) Schweine mit einem Gewicht über 30 Kilogramm 
dürfen in Ställen mit Betonspaltenboden nur gehalten 
werden, wenn die Ställe folgenden weiteren Anforderun¬ 
gen entsprechen: 

1. Die Spaltenweite darf bei Schweinen mit einem 
Gewicht 

a) bis 125 Kilogramm höchstens 1,7 Zentimeter, 

b) über 125 Kilogramm höchstens 2,2 Zentimeter 

betragen. Die Spaltenweiten dürfen diese Maße infolge 
von Fertigungsungenauigkeiten bei einzelnen Spalten 
um höchstens 0,3 Zentimeter überschreiten. 

2. Die Auftrittsbreite der Balken muß mindestens 8 Zenti¬ 
meter betragen. 

(2) Bei Stalleinrichtungen, die nach dem 31. Dezember 
1989 fertiggestellt worden sind, darf für Schweine, die zur 
Zucht verwendet werden, der Liegebereich nicht voll per¬ 
foriert sein; bei Einzelhaltung darf der Boden nur so weit 
perforiert sein, daß Kot oder Harn durchgetreten werden 
oder abfließen kann. 

(3) Abferkelbuchten müssen so angelegt sein, daß hinter 
dem Liegeplatz der Sau genügend Bewegungsfreiheit für 
das ungehinderte Abferkeln sowie für geburtshilfliche 
Maßnahmen besteht. 

(4) Eberbuchten müssen so angelegt sein, daß der Eber 
sich ungehindert umdrehen und andere Schweine hören, 
riechen und sehen kann. Die Bucht für einen erwachsenen 
Eber muß eine Fläche von mindestens 6 Quadratmetern 
haben. Wird die Bucht zum Decken benutzt, so muß ihre 
Fläche so groß sein, daß die Sau dem Eber ausweichen 
und sich ungehindert umdrehen kann. 

§6 

Anforderungen für das Halten 
von Schweinen über 30 Kilogramm in Gruppen 

Schweine mit einem Gewicht über 30 Kilogramm dürfen 
in Gruppen nur nach Maßgabe folgender weiterer Vor¬ 
schriften gehalten werden: 

1. Entsprechend dem Durchschnittsgewicht der Tiere 
muß für jedes Schwein mindestens eine unein¬ 
geschränkt benutzbare Bodenfläche nach folgender 
Tabelle zur Verfügung stehen: 


Durchschnittsgewicht 

kg 

Bodenfläche 

m 2 /Tier 

30 bis 50 

0,40 

50 bis 85 

0,55 

85 bis 110 

0,65 

110 bis 150 

1,00 

über 150 

1,60 


2. Bei rationierter Fütterung, ausgenommen bei Abruf¬ 
fütterung und technischen Einrichtungen mit vergleich¬ 
barer Funktion, muß der Platz so beschaffen sein, daß 
alle Schweine gleichzeitig fressen können; bei tages¬ 
rationierter Fütterung genügt es, wenn für jeweils zwei 
Schweine eine Freßstelle vorhanden ist. Bei Fütterung 
zur freien Aufnahme muß für jeweils höchstens vier 
Schweine eine Freßstelle vorhanden sein. 

3. Bei Verwendung von Selbsttränken muß für jeweils 
höchstens 12 Schweine eine Tränkstelle vorhanden 
sein. 

4. Schweine, die gegenüber anderen Schweinen nach¬ 
haltig Unverträglichkeiten zeigen oder gegen die sich 
solches Verhalten richtet, dürfen nicht in der Gruppe 
gehalten werden. 

§7 1 ) 2 ) 

Anbinde- und Kastenstandhaltung 

(1) Schweine dürfen in Anbindehaltung oder in Kasten¬ 
ständen nur gehalten werden, wenn 

1. die Vorrichtungen für die Anbindehaltung und die 
Kastenstände so beschaffen sind, daß die Schweine 
sich nicht verletzen können, 

2. jedes Schwein ungehindert aufstehen, sich hinlegen 
und den Kopf und in Seitenlage die Gliedmaßen aus¬ 
strecken kann und 

3. nicht offensichtlich erkennbar ist, daß diese Haltungs¬ 
formen zu nachhaltiger Erregung führen. 

Die Halsanbindung ist verboten. 

(2) Sauen dürfen jeweils nach dem Absetzen der Ferkel 
insgesamt vier Wochen lang nicht in Anbindehaltung 
gehalten werden; sie dürfen während dieser Zeit in 
Kastenständen nur gehalten werden, wenn sie täglich freie 
Bewegung erhalten. 


’) § 7 gilt ab 1. Januar 1996 in folgender Fassung: 

,§7 

Kastenstandhaltung 

(1) Schweine dürfen in Kastenständen nur gehalten werden, wenn 

1. die Kastenstände so beschaffen sind, daß die Schweine sich nicht 
verletzen können, 

2. jedes Schwein ungehindert auf stehen, sich hinlegen und den Kopf 
und in Seitenlage die Gliedmaßen ausstrecken kann und 

3. nicht offensichtlich erkennbar ist, daß diese Haltungsform zu 
nachhaltiger Erregung führt. 

(2) Sauen dürfen jeweils nach dem Absetzen der Ferkel insgesamt 
vier Wochen lang in Kastenständen nur gehalten werden, wenn sie 
täglich freie Bewegung erhalten.“ 

2) Nach § 7 wird ab 1. Januar 1996 folgende Vorschrift eingefügt: 

*§7a 

Verbot der Anbindehaltung 
Die Anbindehaltung ist verboten.“ 

§8 

Beleuchtung 

Werden Schweine in Ställen, in denen zu ihrer Pflege 
und Versorgung wegen eines zu geringen Lichteinfalls 
auch bei Tageslicht künstliche Beleuchtung erforderlich 
ist, gehalten, so muß der Stall täglich mindestens acht 
Stunden beleuchtet sein. Die Beleuchtung soll im Tier¬ 
bereich eine Stärke von mindestens 50 Lux haben und 
dem Tagesrhythmus angeglichen sein. Jedes Schwein 
soll von ungefähr der gleichen Lichtmenge erreicht 
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werden. Außerhalb der Beleuchtungszeit soll so viel Licht 
vorhanden sein, wie die Schweine zur Orientierung brau¬ 
chen. Ferner muß eine geeignete Beleuchtung zur Über¬ 
wachung der Tiere zur Verfügung stehen. 


§9 

Stallklima 

(1) Es muß sichergestellt sein, daß Luftzirkulation, 
Staubgehalt, Temperatur, relative Luftfeuchte und Gas¬ 
konzentration im Stall in einem Bereich gehalten werden, 
der die Gesundheit der Schweine nicht nachteilig be¬ 
einflußt. Im Aufenthaltsbereich der Schweine sollen je 
Kubikmeter Luft folgende Werte nicht überschritten sein: 

Gas Kubikzentimeter 

Ammoniak 20 

Kohlendioxid 3000 

Schwefelwasserstoff 5 

(2) Im Liegebereich von Ferkeln darf während der 
ersten zehn Tage nach der Geburt eine Temperatur von 
30 Grad Celsius nicht unterschritten sein. 

(3) Im Liegebereich von über zehn Tage alten Ferkeln 
dürfen die Temperaturen nach folgender Tabelle nicht 
unterschritten sein: 


Durchschnittsgewicht 

bei Einstreu 

ohne Einstreu 

kg 

°C 

°C 

bis 10 

16 

20 

über 10 bis 20 

14 

18 

über 20 

12 

16 


(4) Absatz 1 gilt nicht für Ställe, die vorwiegend dem 
Schutz der Schweine gegen Niederschläge, Sonne und 
Wind dienen und deren Stallraum nicht allseits von 
Bauteilen umschlossen ist. 


§10 

Fütterung und Pflege 

(1) Für die Fütterung und Pflege der Schweine müssen 
ausreichend viele Personen mit den hierfür notwendigen 
Kenntnissen und Fähigkeiten vorhanden sein. 

(2) Es muß sichergestellt sein, daß eine für die Fütte¬ 
rung und Pflege verantwortliche Person das Befinden der 
Schweine mindestens einmal morgens und abends über¬ 
prüft. Soweit notwendig, sind unverzüglich Maßnahmen 
für die Behandlung, Absonderung oder Tötung der 
Schweine zu ergreifen. Soweit notwendig, ist unverzüglich 
ein Tierarzt hinzuzuziehen. 

(3) Es muß sichergestellt sein, daß alle Schweine mit 
Futter und Wasser in ausreichender Menge und Qualität 
versorgt werden. Schweine müssen mindestens einmal 
täglich gefüttert werden. 3 ) 

(4) Trächtige Sauen und Jungsauen sind erforderlichen¬ 
falls gegen Parasiten zu behandeln und sind vor dem 
Einstallen in die Abferkelbucht zu reinigen. 

(5) Es muß sichergestellt sein, daß Mist, Jauche und 
Gülle in zeitlich erforderlichen Abständen aus den Stallun¬ 
gen und Buchten entfernt werden oder daß regelmäßig 
neu mit trockenem, sauberem und gesundheitsunschäd¬ 
lichem Material eingestreut wird. Erforderlichenfalls sind 


Stallungen, Buchten, Einrichtungen und Gerätschaften, 
mit denen Schweine in Berührung kommen, zu reinigen 
und zu desinfizieren. 


3 ) ln § 10 Abs. 3 wird nach Satz 1 ab 1. Januar 1996 folgender Satz ein¬ 
gefügt: 

„Jedes über zwei Wochen alte Schwein muß jederzeit Zugang zu 

Wasser haben.“ 

§11 

Überwachung und Wartung der Anlagen, 
Vorsorge bei Betriebsstörungen 

(1) Technische Einrichtungen, wie die Wasserversor¬ 
gung, müssen mindestens einmal täglich, Notstromaggre¬ 
gate in technisch erforderlichen zeitlichen Abständen 
überprüft werden. Mängel müssen unverzüglich abgestellt 
werden. 

(2) Für den Fall einer Betriebsstörung muß für ausrei¬ 
chende Frischluftzufuhr, ausreichende Beleuchtung und 
ausreichende Fütterungs- und Tränkemöglichkeiten ge¬ 
sorgt sein. Für einen Stall, in dem bei Stromausfall eine 
ausreichende Versorgung der Schweine nicht sicherge¬ 
stellt ist, muß ein Notstromaggregat einsatzbereit gehal¬ 
ten werden. Ist ein Stall auf elektrisch betriebene Lüftung 
angewiesen, so muß eine Alarmanlage vorhanden sein, 
die dem Tierhalter eine Betriebsstörung meldet. Die 
Alarmanlage muß regelmäßig auf ihre Funktionsfähigkeit 
überprüft werden. 

(3) Anbindevorrichtungen und Halsbänder müssen min¬ 
destens wöchentlich auf beschwerdefreien Sitz überprüft 
und erforderlichenfalls angepaßt werden. 4 ) 


4 ) § 11 Abs. 3 gilt ab 1. Januar 1996 in folgender Fassung: 

„(3) Halsbänder müssen mindestens wöchentlich auf beschwerde¬ 
freien Sitz überprüft und erforderlichenfalls angepaßt werden.“ 

§12 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 18 Abs. 1 Nr. 3 Buch¬ 
stabe a des Tierschutzgesetzes handelt, wer als Halter 
vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen 

a) § 2 Nr. 2 oder 4, § 2a Nr. 1 oder 3, § 3, § 5 Abs. 2, 3 
oder 4 oder 

b) § 5 Abs. 1 
Schweine hält, 

2. entgegen § 4 Abs. 2 oder § 6 Schweine in Gruppen hält, 

3. entgegen § 7 Schweine hält, 5 ) 

4. der Vorschrift des § 8 Satz 1 über die Mindestdauer der 
Beleuchtung zuwiderhandelt, 

5. einer Vorschrift des § 9 Abs. 2 oder 3 über die Mindest¬ 
temperatur zuwiderhandelt, 

6. einer Vorschrift des § 10 Abs. 2 oder 3 über die Pflege 
zuwiderhandelt oder 

7. einer Vorschrift des § 11 Abs. 1 oder 2 über die 
Überwachung oder Wartung der Anlagen oder über die 
Vorsorge bei Betriebsstörungen zuwiderhandelt. 


5 ) § 12 Nr. 3 gilt ab 1. Januar 1996 in folgender Fassung: 
„3. entgegen § 7 oder § 7a Schweine hält,“. 
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§136) 

Übergangsregelung 

§ 4 Nr. 2 in der am 28. Februar 1994 geltenden Fassung 
findet auf Ställe, die vor dem 1. Januar 1994 in Benutzung 
genommen worden sind, bis zum 31. Dezember 1995 
Anwendung. 

®) § 13 gilt ab 1. Januar 1996 in folgender Fassung; 

„§13 

Übergangsregelung 

§ 7, § 11 Abs. 3 und § 12 Nr. 3 in der am 31. Dezember 1995 geltenden 
Fassung finden auf Ställe, die vor dem 1. Januar 1996 in Benutzung 
genommen worden sind, bis zum 31. Dezember 2005 Anwendung.“ 


§14 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. Ab¬ 
weichend hiervon treten in Kraft 

1. § 2 Nr. 1a am 1. Januar 1995 

2. § 5 Abs. 1 und § 12 Nr. 1 Buchstabe b in dem Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland nach dem Stand 
bis zum 3. Oktober 1990 am 1. Januar 1995 und in dem 
in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet 
am 1. Januar 1997. 


Verkündungen im Bundesanzeiger 

Gemäß § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Verkündung von Rechtsverordnungen 
vom 30. Januar 1950 (BGBl. S. 23) wird auf folgende 
im Bundesanzeiger verkündete Rechtsverordnungen nachrichtlich hingewiesen: 


Datum und Bezeichnung der Verordnung 

Seite 

Bundesanzeiger 
(Nr. vom) 

Tag des 
Inkrafttretens 

26. 1. 94 Siebte Verordnung des Luftfahrt-Bundesamts zur Änderung 
der Hundertdreiundzwanzigsten Durchführungsverordnung 
zur Luftverkehrs-Ordnung (Festlegung von Meldepunkten, 
Streckenführungen und Reiseflughöhen für Flüge nach Instru¬ 
mentenflugregeln im unteren kontrollierten Luftraum) 

96-1-2-123 

1369 

(33 

17. 2. 94) 

3. 3. 94 

31. 1. 94 Siebte Verordnung des Luftfahrt-Bundesamts zur Änderung 
der Hundertvierundzwanzigsten Durchführungsverordnung 
zur Luftverkehrs-Ordnung (Festlegung von Meldepunkten, 
Streckenführungen und Reiseflughöhen für Flüge nach Instru¬ 
mentenflugregeln im oberen kontrollierten Luftraum) 

96-1-2-124 

1370 

(33 

17. 2. 94) 

3. 3. 94 
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